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Erwägungen

E. 3
Die Bemessung eines hypothetisch erzielbaren Einkommens auf der Grundlage der
Schweizerischen Lohnstrukturerhebungen und dem darauf basierenden Lohnrechner
Salarium des Bundesamts für Statistik ist zwar eine zulässige Methode zur Beurteilung der
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit von Ehegatten im Rahmen einer Unterhaltsberechnung
(AGE ZB.2020.27 vom 15. Dezember 2020 E. 2.4.1 m.H. auf BGer 5A_435/2019 vom 19.
Dezember 2019 E. 4.1.2 m.H. auf BGE 128 III 4 E. 4c/bb S. 8). Vorliegend ist aber nicht
erstellt, wie es der Qualifikation der Berufungsklägerin entsprechen soll, in der
Finanzdienstleistungsbranche eine Stelle zu finden.

Ein Rechtsbegehren muss so bestimmt gefasst werden, dass die beklagte Partei in die Lage
versetzt wird, sich eine Vorstellung davon zu machen, was die klagende Partei von ihr will
(Egli, in: Brunner/Gasser/Schwander [Hrsg.], ZPO-Kommentar, Zürich/St. Gallen 2011,
Art. 202 N 6). Mit dem Rechtsbegehren umschreibt die klagende Partei, welche Rechtsfolge
sie vom Gericht beurteilt wissen will (Möhler, in: Gehri/Kramer [Hrsg.], ZPO-Kommentar,
Zürich 2010, Art. 202 N 9). Klagen oder Rechtsmittel, mit welchen die Bezahlung eines
Geldbetrags verlangt wird, erfüllen dieses Erfordernis grundsätzlich nur, wenn sie beziffert
sind (Art. 84 Abs. 2 ZPO; AGE ZB.2012.52 vom 29. Mai 2013 E. 2.3.1). Dabei genügt es
aber, wenn sich ein bezifferter Antrag auch der Berufungsbegründung entnehmen lässt
(AGE ZB.2021.26 vom 17. Mai 2022 E. 1.2). Zudem kann eine klagende Partei gemäss Art.
85 Abs. 1 ZPO eine unbezifferte Forderungsklage erheben, wenn es ihr unmöglich oder
unzumutbar, ihre Forderung zu Beginn des Prozesses zu beziffern. Sie muss jedoch einen
Mindestwert angeben, der als vorläufiger Streitwert gilt (Art. 85 Abs. 1 ZPO). Die
Forderung ist zu beziffern, sobald die klagende Partei nach Abschluss des
Beweisverfahrens oder nach Auskunftserteilung durch die beklagte Partei dazu in der Lage
ist (Art. 85 Abs. 2 ZPO). Jedenfalls genügt es, dass der Mindestbetrag in der Begründung
der Klage genannt wird (Baumann Wey, Die unbezifferte Forderungsklage nach Art. 85
ZPO, Diss. Zürich 2013, N 485).

Vorliegend hat die Berufungsklägerin mit ihrer Berufung «für die Dauer des
Scheidungsverfahrens einen Unterhaltsbeitrag von monatlich und monatlich im voraus
bezahlbaren mindestens CHF 3'000 ab 1. Februar 2023» beantragt. Zumindest in diesem
Mindestbetrag liegt damit zweifellos eine genügende Bezifferung vor.

Export aus OpenCaseLaw (CC0). Verbindlich ist allein der vom erlassenden Gericht veröffentlichte
Originaltext. Quellen-URL siehe oben.


